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Häusliche Pflege Pflegebedürftige ältere 

Menschen sollten mög-
lichst lange eigenständig 
und eigenverantwortlich 
im eigenen Wohnbereich 
wohnen können. Neue 
Wohnformen wie Grup-
penwohnungen, Wohn-
gemeinschaften etc., die 
älteren Menschen Unab-
hängigkeit, ihrem Ge-
sundheitszustand ange-
passte Pflege, Kommu-
nikation und Kontakt 
bieten, sind bevorzugt 
auszubauen.  

   Wir setzen uns für den 
Ausbau und die Verbes-
serung der häuslichen 
Pflege ein. 

   

Gesundheitliche Versor-
gung von Kindern 

       Die gesundheitliche 
Versorgung von 
Kindern muss 
erweitert und 
verbessert werden. 
Gerade für Kinder 
aus benachteiligten 
Familien, für Kinder 
von MigrantInnen 
und Flüchtlingen und 
von Alleinerziehenden 
gibt es zu wenige 
spezifische Angebote. 
Hier müssen 
bestehende Angebote 
ausgebaut und neue 
Angebote entwickelt 
und geschaffen 
werden.  

Niedergelassene Ärzte   Unterstützung der 
verstärkten Ansiedlung 
niedergelassener Ärzte 
anstatt weiteren Aus-
baus von Gesund-
heitszentren. 

     

Zusammenwirken der 
Krankenhäuser 

Sicherlich muss nicht 
jedes Krankenhaus alles 
anbieten; eine flächen-
deckende und nachhal-
tige intensiv-
medizinische Versor-
gung und Notfallmedizin 
muss dabei auf jeden 
Fall gewährleistet sein. 
Wir setzen uns für den 
Erhalt der Städtischen 
Kliniken in kommunaler 
Trägerschaft ein. 

 Privatisierung von 
Krankenhäusern und 
Nutzung von Syner-
gieeffekte durch ver-
stärkte Kooperation 
und Leistungsaus-
tausch. 

    Die Stadt muss Al-
leingesellschafter des 
Elisabeth Kranken-
hauses bleiben. Die 
medizinische Versor-
gung im stationären 
Bereich gehört zur 
Daseinsvorsorge der 
Kommunen. Mit den 
Überlegungen, durch 
eine Fusion bzw. 
durch Beteiligung 
über Kapitalerhöhung 
sparen zu können, 
beraubt sich die 
Stadt selbst notwen-
diger Einflussmög-
lichkeiten.  

Qualitätskontrolle  
Krankenhäuser 

       Die Qualitätsberichte 
der Mönchenglad-
bacher Kranken-
häuser werden den 
Anforderungen an 
Qualitätskontrolle 
nicht gerecht, sie 
beschränken sich in 
der Regel auf die 
Aufzählung der 
durchgeführten 
Operationen und 
Behandlungen. Die 
Erstellung aussage-
fähiger Qualitätsbe-
richte muss 
selbstverständlich 
sein, also angeordnet 
werden.  

Frauengesundheits-
zentren 

       Frauen und Männer 
unterscheiden sich, 
das zeigt nicht zuletzt 
die Gesundheits-
berichterstattung 
2000 des Landes 
NRW, hinsichtlich 
ihres Gesundheits- 
und Krankheitsver-
haltens. Für eine 
angemessene 
Gesundheitsver-
sorgung fehlt ein 
Überblick über die 
gesundheitliche 
Situation von Frauen. 
Wir treten für die 
Errichtung von 
Frauengesundheits-
zentren und die 
Erstellung eines 
Gesundheitsberichtes 
zum Thema 
Frauengesundheit 
ein.  
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Gesundheitsbericht        Eine umfassende 
Gesundheitsberichter
stattung ist unver-
zichtbar, um einen 
Überblick über die 
Gesundheit der 
Bevölkerung zu 
bekommen, sie muss 
Planungsgrundlage 
für die Gestaltung der 
kommunalen 
Gesundheitspolitik 
sein. 

Gesundheitskonferenz        Die Mönchengladba-
cher Gesundheits-
konferenz muss bei 
der Erarbeitung 
gesundheits-
politischer Maßnah-
men eine größere 
Rolle spielen. Alle im 
Gesundheitswesen 
tätigen Gruppen und 
Organisationen sind 
in die Arbeit der 
Gesundheitskonferen
zen stärker als bisher 
einzubeziehen.  

Gesundheitspolitik als 
Querschnittsaufgabe 

Die Gesundheitsreform 
sollte eine große Reform 
werden, die Beiträge 
senkt, die Effizienz und 
den Wettbewerb stei-
gert. Verkrustete Struk-
turen, die den Wettbe-
werb um mehr Qualität 
und Wirtschaftlichkeit 
verhindern, wurden je-
doch nicht aufgebro-
chen. So wurden die 
Privat-Krankenkassen 
nicht in die Solidarge-
meinschaft geholt. Weil 
hierdurch die Einnah-
men der gesetzlichen 
Krankenkassen sinken 
und die Ausgaben stei-
gen, müssen das jetzt 
die Versicherten mit 
ihren Beiträgen bezah-
len - oder weitere Leis-
tungseinschränkungen 
hinnehmen. 

      Gesundheitspolitik 
muss - vergleichbar 
der Umwelt- und 
Frauenpolitik - eine 
Querschnittsaufgabe 
innerhalb der 
Kommune werden. 
Alle Planungs- und 
Entscheidung-
sprozesse der 
Verwaltung und der 
Politik müssen unter 
gesundheitspolitische
n Aspekten geprüft 
werden.  

 

Gesundheitsfürsorge für 
Obdachlose 

       Die medizinische 
Versorgung obdach-
loser Menschen muss 
eine Aufgabe der 
öffentlichen Gesund-
heitsfürsorge sein.  

Drogengebrauchende 
Menschen 

       Drogengebrauchende 
Menschen dürfen 
nicht weiter wie 
Kriminelle behandelt 
werden. Sie brauchen 
den Ausbau von 
Integrations- und 
Qualifizierungsmaßna
hmen und deren 
Förderung für 
Süchtige, damit diese 
die Chance eines 
Lebens auch 
außerhalb ihrer 
Szene erhalten.  

Schadstoffe Von Schadstoffen unbe-
lastete Spielplätze, si-
chere Schulwege, att-
raktive Sport- und Frei-
zeitangebote, wie z.B. 
das Pahlkebad, das sind 
wichtige Grundbausteine 
einer familienfreundli-
chen Stadt. 

      Die Untersuchung auf 
krankmachende 
Bedingungen und 
Schadstoffe in 
Betrieben, Schulen 
und anderen 
Einrichtungen ist 
auszubauen.  

Schulärztliche Betreuung        Die schulärztliche Be-
treuung und Auf-
klärung von Kindern 
und Jugendlichen ist 
zu intensivieren. 
Angesichts 
zunehmender Kinder-
armut und des 
Zusammenhangs von 
Armut und 
Gesundheit bzw. 
Krankheit ist es 
notwendig, die 
Gesundheit junger 
Menschen mit 
Vorsorgeprogrammen
, die speziell für sie 
entwickelt werden, zu 
fördern.  
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Bedürfnisse Flüchtlinge 
und Migranten 

Wertschätzung sollte 
auch Flüchtlingen ent-
gegengebracht werden, 
denn sie haben nur noch 
bis Ende des Jahres 
2009 die Möglichkeit, 
eine „Aufenthaltserlaub-
nis auf Probe“ zu be-
kommen. BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN sind für 
eine Verlängerung der 
Bleiberechtsregelung. 

      Auf die Bedürfnisse 
von Flüchtlingen und 
MigrantInnen müssen 
die Gesundheitsämter 
stärker mit speziellen 
Programmen 
reagieren. Die 
medizinische und 
psychotherapeutische 
Hilfe für Menschen, 
die durch Flucht und 
Kriegsgefahr 
traumatisiert worden 
sind, und die Hilfe für 
Frauen, denen 
Beschneidung und 
Vergewaltigung 
widerfahren ist, muss 
einen besonderen 
Stellenwert erhalten.  

Palliativmedizin Für den Erhalt der Städ-
tischen Kliniken in kom-
munaler Trägerschaft. 
Denn nicht die Rendite 
soll im Zentrum des 
Handelns stehen, son-
dern die ortsnahe ge-
sundheitliche Versor-
gung der Patienten. Die 
Städtischen Kliniken 
sind ein wirtschaftliches 
Erfolgsmodell in städti-
scher Trägerschaft, das 
es unbedingt zu erhal-
ten gilt. Ebenso wenig 
Sinn haben vor diesem 
Hintergrund wiederholte 
Vorstöße, z.B. die Not-
fallrettung zu privatisie-
ren. Auch diese Aufgabe 
würde dann den Geset-
zen des freien Marktes 
unterliegen.  

Dies würde bedeuten, 
dass mögliche Stan-
dards und Qualitätsan-
forderungen nicht mehr 
so wichtig sind oder 
umgangen werden kön-
nen, um Geld zu sparen. 
Auf Kosten der Patien-
ten. 

      Die Versorgung im 
Bereich 
Palliativmedizin ist in 
unserer Stadt völlig 
unzureichend, die 
Bettenzahl ist 
drastisch zu erhöhen. 
Das Hospizangebot 
muss ausgebaut 
werden. 

 


